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Aktuelles aus der Kanzlei 
01./02. 2020 
Investitionsabzugsbetrag 
 
Liebe Mandantin, Lieber Mandant, 
  
neues Jahr, neuer Praxis-Tipp:  
In einem aktuellen Video auf unserem YouTube-Kanal  
erklären wir Ihnen, was es mit dem Investitionsabzugs-
betrag auf sich hat und zeigen, wie einfach es ist mit 
diesem Steuern zu sparen.  
 
Über weitere spannende Entwicklungen im Steuerrecht 
halten wir Sie ständig über Facebook, Instagram und  
YouTube auf dem Laufenden. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Freude beim Reinschauen. 
 
Herzliche Grüße  
Ihre EINFACHERMACHER 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Unser Praxis-Tipp 

https://www.youtube.com/watch?v=WTgYBVSHpV0 

https://de-de.facebook.com/deimel.steuerberatungsgesellschaft/
https://www.youtube.com/channel/UCDEvOPXQvhaLIji6N-i_-Eg/featured
https://www.youtube.com/watch?v=WTgYBVSHpV0
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PerspektiveKARRIERE 
 

 
 
 
 
 
BranchenSPEZIALIST 
 

 
 
 
 
 
35 Jahre BetriebsZUGEHÖRIGKEIT 
 

 

 
 
Die HSHL-Karrieremesse „Perspektive Karriere – Talente 
treffen Unternehmen“, fand am 5. November 2019 am 
HSHL Campus Lippstadt statt. Und wir waren in diesem 
Jahr bereits zum vierten Mal dabei!  

Ob Praxissemester, Abschlussarbeit oder Berufseinstieg 
- viele interessierte Studierende nutzten die Chance uns 
kennenzulernen, um gemeinsam verschiedene Möglich-
keiten zur Zusammenarbeit mit uns auszuloten. 

Infos zu aktuellen Stellenausschreibungen finden Sie un-
ter deimel.com/karriere. 

 

 

 
Wir haben unsere Vortragsreihe „Kassengesetz 2020 - 
jetzt kann es richtig teuer werden!“ für das Jahr 2019  
erfolgreich beendet. 

An den Standorten Lippstadt, Olsberg und Soest konnten 
wir den Gastronomen einen professionellen Mehrwert 
bieten und brisante Themen wie Zuschätzung, Bußgeld, 
Kassennachschau oder Betriebsprüfung durch Fachspezi-
alisten unseres deimel-Teams und des Teams von  
KASSEN-Hauswirth beleuchten.  

Spannendes Wissen unserer Fachspezialisten, tolle Loca-
tions und gut gelaunte Gastronomen führten dabei zu ei-
nem runden Gesamtpaket. 

Wir werden Sie auch in diesem Jahr auf dem Laufenden 
halten - und wenn Sie Fragen haben, vereinbaren Sie doch 
gerne mit uns als Branchenspezialist für Gastronomie/Ho-
tel einen Beratungstermin. 

  
 

Diese großartige Zahl und diese besondere Verbunden-
heit zu deimel wurde jetzt im deimel-Team gefeiert.  

Wir bedanken uns ganz herzlich bei Monika Biermann und 
Ulla Pritzel für 35 Jahre Ludwig Deimel Steuerbera-
tung/deimel Steuerberatungsgesellschaft und bei Bärbel 
Schumacher für 20 Jahre im deimel-Team.  

Gemeinsam wird mit viel Freude auf noch viele weitere 
erfolgreiche Jahre geblickt! 
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VorlesungsREIHE 
 

 

 

 
PrüfungsFREUDE 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ob Umsatzsteuer, Abgabenordnung oder Einkommens-
teuer – auch in diesem Jahr schlüpften unsere Steuerbe-
rater in die Rolle des Dozenten. Frau Beumker und Herr 
Levenig übernahmen dabei einen Teil der Vorlesungs-
reihe von Frau Prof. Dr. Alexandra Maßbaum und Frau 
Kemmerling führte einen ESt-Workshop mit den Studie-
renden des ersten Semesters der Betriebswirtschafts-
lehre durch.  

Wir bedanken uns ganz herzlich für das tolle Engagement 
unserer Kollegen und bei Prof. Dr. Maßbaum für die gute 
Zusammenarbeit! 

  

 

 

 

 

 
Nachdem Claudia Austerhoff und Isabell Hammer ihre 
Ausbildung zur Steuerfachangestellten im Jahr 2016 er-
folgreich abgeschlossen haben, freuen wir uns, dass die 
beiden sich von nun an auch geprüfte Bilanzbuchhalterin-
nen nennen dürfen!  

Der Fleiß hat sich ausgezahlt, wir gratulieren euch ganz 
herzlich zu diesem tollen Karriereweg bei uns!                                       
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Zertifizierung elektronischer Kassen 
Nach einer bundesgesetzlichen Regelung müssen elekt-
ronische Aufzeichnungssysteme (elektronische oder 
computergestützte Kassensysteme oder Registrierkas-
sen) grundsätzlich ab dem 1.1.2020 mit einer zertifizierten 
technischen Sicherheitseinrichtung ausgestattet sein. Da 
eine solche jedoch nicht rechtzeitig am Markt verfügbar 
war, hat die Finanzverwaltung eine sog. Nichtangriffsre-
gelung beschlossen. Danach wird Unternehmern eine 
Übergangsfrist bis zum 30.9.2020 für die Umrüstung 
bzw. Anschaffung elektronischer Kassen mit einer zertifi-
zierten technischen Sicherheitseinrichtung eingeräumt. 

Eine Fristverlängerung gilt ebenfalls für die Mitteilung an 
das Finanzamt, dass Kassen mit derartigen zertifizierten 
technischen Sicherheitseinrichtungen eingesetzt wer-
den. Diese Meldung soll erst erfolgen müssen, wenn ein 
elektronisches Meldeverfahren verfügbar ist. Der Zeit-
punkt hierfür wird noch gesondert bekannt gegeben. 

Hinweis: Wurde die Kasse nach dem 25.11.2010 und vor 
dem 1.1.2020 angeschafft und kann sie aufgrund ihrer 
Bauart nicht mit einer zertifizierten technischen Sicher-
heitseinrichtung nachgerüstet werden, darf sie bis zum 
31.12.2022 weiterverwendet werden, sofern sie den bis-
herigen Anforderungen der Finanzverwaltung an elektro-
nische Kassen entspricht. 

Bürokratieentlastung beschlossen 

Am 8.11.2019 hat der Bundesrat das sog. Dritte Bürokra-
tieentlastungsgesetz verabschiedet. Mit dem neuen Ge-
setz wird u. a. eine elektronische Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung eingeführt. Ein elektronisches Meldeverfah-
ren soll ab dem 1.1.2022 die Einreichung des Kranken-
scheins ersetzen. Künftig sollen Krankenkassen den Ar-
beitgeber auf Abruf elektronisch über Beginn und Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit seines gesetzlich versicherten Ar-
beitnehmers informieren. 

Vorgesehen sind ferner Erleichterungen bei der Archivie-
rung elektronisch gespeicherter Steuerunterlagen. Für 
Unternehmen entfällt die Pflicht, bei einem Wechsel der 
Steuersoftware zehn Jahre lang die alten Datenverarbei-
tungsprogramme in Betrieb zu halten. Diese dürfen künf-
tig fünf Jahre nach dem Wechsel abgeschafft werden, 
wenn ein Datenträger mit den gespeicherten Steuerun-
terlagen vorhanden ist. Die Regel gilt bereits für aufzeich-
nungs- und aufbewahrungspflichtige Daten, deren Aufbe-
wahrungsfrist bis zum 1.1.2020 noch nicht abgelaufen ist. 

Daneben sind u. a. die folgenden Maßnahmen vorgese-
hen: 

Anhebung der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmer-
grenze: Künftig kann man bei der Umsatzsteuer zur Klein-
unternehmerregelung optieren, wenn der Umsatz im ver-
gangenen Kalenderjahr die Grenze von 22.000 € (bisher 
17.500 €) nicht überstiegen hat und – wie bisher – 
50.000 € im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht 
übersteigen wird. 

Hinweis: Die Regelung gilt ab dem 1.1.2020 und wirkt 
sich bereits auf das Jahr 2019 aus, da die Kleinunterneh-
mergrenze auf den Vorjahresumsatz abstellt. 

Befristete Abschaffung der Verpflichtung zur monatli-
chen Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldung für Neu-
gründer: Umsatzsteuer-Voranmeldungen sind grundsätz-
lich vierteljährlich abzugeben, soweit die Umsatzsteuer 
im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr als 7.500 € 
betragen hat. Neugründer haben, unabhängig vom Um-
fang der Tätigkeit im Jahr der Gründung des Unterneh-
mens und im darauffolgenden Kalenderjahr, Voranmel-
dungen monatlich abzugeben. Diese Verpflichtung wird 
für sechs Besteuerungszeiträume vom 1.1.2021 bis zum 
31.12.2026 ausgesetzt. In dieser Zeit reicht eine viertel-
jährliche Abgabe aus. 

https://www.youtube.com/watch?v=ILh9NV8RBTA 

 

Anhebung der lohnsteuerlichen Pauschalierungsgrenze 
von 62 € auf 100 € für Beiträge zu einer Gruppenunfall-
versicherung: Bisher konnte der Arbeitgeber die Beiträge 
für eine Gruppenunfallversicherung mit einem 
Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der steuerli-
che Durchschnittsbetrag ohne Versicherungsteuer 62 € 
im Kalenderjahr nicht überschritten hat. Mit der Neurege-
lung wird der Betrag ab 2020 auf 100 € angehoben. 

Erhöhung der Steuerbefreiung für betriebliche Gesund-
heitsförderung: Der steuerfreie Höchstbetrag für zusätz-

 Unternehmer 

 

 

 

https://www.youtube.com/watch?v=ILh9NV8RBTA
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lich zum Arbeitslohn erbrachte Leistungen des Arbeitge-
bers zur betrieblichen Gesundheitsförderung der Mitar-
beiter wird ab 2020 von 500 € auf 600 € angehoben. 

Anhebung der Arbeitslohngrenze zur Lohnsteuerpau-
schalierung bei kurzfristiger Beschäftigung: Die Grenze 
zur möglichen Pauschalierung der Lohnsteuer für Teilzeit- 
und geringfügig Beschäftigte mit 25 % des Arbeitslohns 
wird von einem durchschnittlichen Arbeitslohn je Arbeits-
tag von 72 € auf 120 € angehoben. Zudem wird der pau-
schalierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn von 
12 € auf 15 € erhöht. Beide Regelungen gelten ab 2020. 

Pauschalierung der Lohnsteuer für beschränkt steuer-
pflichtige Arbeitnehmer: Arbeitgebern wird die Möglich-
keit eingeräumt, die Lohnsteuer für Bezüge von kurzfris-
tigen, im Inland ausgeübten Tätigkeiten beschränkt steu-
erpflichtiger Arbeitnehmer, die einer ausländischen Be-
triebsstätte des Arbeitgebers zugeordnet sind, unter Ver-
zicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen mit einem Pauschsteuersatz von 30 % 
des Arbeitslohns zu erheben. Die Änderung ist ab 2020 
anzuwenden. 

Wegfall der Anmeldepflicht zur Unfallversicherung für 
Unternehmer, die eine Gewerbeanzeige erstattet ha-
ben: Unternehmensgründer müssen sich innerhalb einer 
Woche nach der Gründung beim zuständigen Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossenschaft) 
anmelden und bestimmte Daten mitteilen. Gleichzeitig 
besteht eine Anzeigepflicht bei den zuständigen Gewer-
beämtern. Durch eine Änderung der Gewerbeanzeigever-
ordnung wird künftig sichergestellt, dass die von den Ge-
werbeämtern erhobenen Daten auch die für eine Anmel-
dung zur Unfallversicherung notwendigen Angaben um-
fassen. Sofern eine Gewerbeanzeige erfolgt, ist eine ge-
sonderte Anmeldung der Unternehmer zur Unfallversi-
cherung damit entbehrlich. Die Regelung tritt am 
1.7.2020 in Kraft. 

Bürokratieabbau für Bescheinigungs- und Informations-
pflichten des Anbieters von Altersvorsorgeverträgen ge-
genüber dem Steuerpflichtigen: Bisher hatten Anbieter 
von Altersvorsorgeverträgen in bestimmten Fällen, wie 
z. B. beim erstmaligen Bezug von Leistungen aus Alters-
vorsorgeverträgen, nach Ablauf des Kalenderjahres dem 
Steuerpflichtigen nach amtlich vorgeschriebenem Muster 
den Betrag der im abgelaufenen Kalenderjahr zugeflosse-
nen Leistungen mitzuteilen. Ab 2020 kann die Mitteilung 
elektronisch bereitgestellt werden, wenn der Steuer-
pflichtige damit einverstanden ist. 

 
 

 

Gehaltsumwandlung ohne verbindlichen Anspruch 
nicht steuerschädlich 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein ar-
beitsvertraglich vereinbarter Lohnformenwechsel (sog. 
Gehaltsumwandlung) entgegen der Auffassung der Fi-
nanzverwaltung nicht begünstigungsschädlich ist. Arbeit-
geber und Arbeitnehmer können den Arbeitslohn viel-
mehr für künftige Lohnzahlungszeiträume herabsetzen 
und diese Minderung durch verwendungsgebundene Zu-
satzleistungen steuerbegünstigt ausgleichen („Mehr 
Netto vom Brutto“). Entscheidend für die lohnsteuerliche 
Begünstigung ist, dass der Zuschuss verwendungs- bzw. 
zweckgebunden zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn geleistet wird. 

Hintergrund: Für bestimmte Zuschüsse des Arbeitge-
bers, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn geleistet werden (z. B. Mahlzeitengestellung, Zu-
schüsse zu den Aufwendungen für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte, Zuschüsse für die Internet-
nutzung) kann die Lohnsteuer mit einem niedrigen Pau-
schalsteuersatz berechnet werden. In bestimmten Fällen 
bleibt der Zuschuss sogar steuerfrei. 

Sachverhalt: Der Kläger war Einzelunternehmer und ei-
nigte sich zum 1.7.2011 mit mehreren Arbeitnehmern auf 
eine Änderung der Arbeitsverträge: Das bisherige Gehalt 
wurde von 2.500 € um 250 € auf 2.250 € herabgesetzt. 
Für künftige Lohnerhöhungen, Abfindungsansprüche etc. 
sollte der bisherige Arbeitslohn von 2.500 € als sog. 
Schattenlohn und damit als Bemessungsgrundlage fort-
geführt werden. Anschließend vereinbarte der Kläger mit 
seinen Arbeitnehmern einen Zuschuss für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte sowie für die Internet-
nutzung. Diese Zuschüsse sollten nicht freiwillig gezahlt 
werden. Der Kläger pauschalierte die Lohnsteuer auf die 
Zuschüsse mit 15 % (Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte) und 25 % (Internetnutzung). Ab dem 
1.1.2014 wurde vereinbart, dass die Zuschüsse nicht 
mehr freiwillig gezahlt werden. Das Finanzamt erkannte 
die Pauschalierung der Lohnsteuer nicht an, weil es von 
einer schädlichen Gehaltsumwandlung ausging. 

Entscheidung: Der BFH gab der hiergegen gerichteten 
Klage statt: 

· Ein Zuschuss wird dann zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gezahlt, wenn er verwendungs- 
bzw. zweckgebunden geleistet wird, also für den im Ge-
setz genannten Zweck, z. B. für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte oder für die Internetnut-
zung. 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
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· Es kommt entgegen der bisherigen Rechtsprechung 

nicht mehr darauf an, ob der Arbeitnehmer auf den Zu-
schuss arbeitsrechtlich einen Anspruch hat. Der Zu-
schuss ist, wenn er für den im Gesetz genannten Zweck 
und damit verwendungs- bzw. zweckgebunden gezahlt 
wird, auch dann lohnsteuerlich begünstigt, wenn der Ar-
beitnehmer einen Anspruch darauf hat. 

· Im Streitfall war es daher steuerlich unbeachtlich, dass 
der Kläger und seine Arbeitnehmer zunächst den Ar-
beitslohn um 250 € herabgesetzt und anschließend ei-
nen Zuschuss in dieser Höhe für die vom Gesetzgeber 
begünstigten Zwecke (Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte und Internetnutzung) vereinbart haben. 
Denn die gesetzliche Begünstigung dieser Zuschüsse 
dient der Verwaltungsvereinfachung und der Förderung 
der genannten Zwecke. 

· Mit der Vereinbarung über die Zahlung der Zuschüsse in 
Höhe von 250 € traten sie zusätzlich zum ohnehin in 
Höhe von 2.250 € gezahlten Lohn hinzu. Unerheblich ist, 
dass der Kläger ursprünglich 2.500 € geschuldet hatte. 

· Unschädlich ist auch, dass der bisherige Lohn als sog. 
Schattenlohn für weitere Lohnansprüche fortgeführt 
wurde. Ein Gestaltungsmissbrauch liegt nicht vor. 

Hinweise: Der BFH hält an seiner bisherigen Rechtspre-
chung nicht mehr fest, wonach der Zuschuss nur dann 
lohnsteuerlich begünstigt ist, wenn er freiwillig gezahlt 
wird. Zugleich widerspricht der BFH der Finanzverwal-
tung, die in Gehaltsumwandlungen steuerlich schädliche 
Gestaltungen sieht, für die weder eine Lohnsteuerpau-
schalierung noch eine Steuerbefreiung gewährt wird. 

Zu beachten ist, dass nicht jeder Zuschuss des Arbeitge-
bers lohnsteuerlich begünstigt ist. Vielmehr werden nur 
Zuschüsse für bestimmte Zwecke begünstigt, z. B. für ar-
beitstägliche Mahlzeiten oder zur Förderung der Gesund-
heit der Mitarbeiter. Letztere sind unter bestimmten Vo-
raussetzungen sogar bis zu einem Betrag von 500 € pro 
Jahr pro Mitarbeiter steuerfrei. 

 
 

Reform der Grundsteuer tritt in Kraft 
Der Bundesrat hat Anfang November 2019 die Reform 
der Grundsteuer beschlossen. Damit kann das Gesetzes-
paket aus Grundgesetzänderung sowie Änderung des 
Grundsteuer- und Bewertungsrechts in Kraft treten: Ab 
2025 erheben die Bundesländer die Grundsteuer dann 
nach den neuen Regeln (s. hierzu den letzten Beitrag un-
serer Mandanten-Information 5/2019). 

Hinweise: Was dies nun konkret bedeutet, lässt sich zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht sagen, da die künftigen He-
besätze der Gemeinden eine große Rolle bei der Bemes-
sung der Grundsteuer spielen werden. 

 
https://www.youtube.com/watch?v=oh8QsENJbYI 

 
Soli wird weitgehend abgeschafft 

Mitte November hat der Bundestag die teilweise Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags ab 2021 beschlos-
sen. Damit wird der „Soli“ für einen Großteil der bisheri-
gen Zahler wegfallen (s. hierzu auch unsere Ausgabe 
6/2019). 

https://www.youtube.com/watch?v=bzLacFa8urk 

 
Jahressteuergesetz 2019 beschlossen 

Ebenfalls im November beschlossen hat der Bundestag 
das sog. Jahressteuergesetz 2019. Das Vorhaben enthält 
u. a. Maßnahmen zur Förderung einer umweltfreundli-
chen Mobilität. Nun muss noch der Bundesrat zustim-
men, damit die folgenden Regelungen in Kraft treten kön-
nen: 

Die Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der 
Dienstwagenbesteuerung bei der privaten Nutzung ei-
nes betrieblichen Elektro- oder extern aufladbaren Hybri-
delektrofahrzeugs wird bis Ende 2030 verlängert. Aller-
dings werden die Anforderungen an die Reichweite, die 
das Fahrzeug rein elektrisch zurücklegen kann, zeitlich ge-

Alle Steuerzahler 

 

 

 

https://www.youtube.com/watch?v=oh8QsENJbYI
https://www.youtube.com/watch?v=bzLacFa8urk
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staffelt erhöht. Zusätzlich soll bei der Bewertung der Ent-
nahme für Kraftfahrzeuge, die keine CO2-Emissionen ha-
ben und deren Bruttolistenpreis nicht über 40.000 € liegt, 
lediglich ein Viertel der Bemessungsgrundlage berück-
sichtigt werden. Die Regelung soll bereits für Kraftfahr-
zeuge gelten, die im Jahr 2019 angeschafft wurden. 

Ebenfalls bis Ende 2030 verlängert wird die Steuerbefrei-
ung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elekt-
rische Aufladen eines Elektrofahrzeugs oder Hybridelekt-
rofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers oder eines ver-
bundenen Unternehmens und für die zeitweise zur priva-
ten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung. 

Neu eingeführt wird eine neue Sonderabschreibung für 
Elektronutzfahrzeuge i. H. von 50 % im Jahr der An-
schaffung – zusätzlich zur regulären Abschreibung. Von 
der Regelung sind auch E-Lastenfahrräder umfasst. Die 
Regelung wird von 2020 bis Ende 2030 befristet. 

Anstelle der im Jahr 2019 eingeführten Steuerbefreiung 
von Jobtickets, die der Arbeitgeber zusätzlich zum ohne-
hin geschuldeten Arbeitslohn (und unter Anrechnung auf 
die Entfernungspauschale) seinen Arbeitnehmern stellt, 
kann er ab 2020 die Lohnsteuer mit einem Pauschalsteu-
ersatz von 25 % erheben. Für diese pauschal besteuerten 
Bezüge entfällt im Gegenzug die Anrechnung auf die Ent-
fernungspauschale. 

 
https://www.youtube.com/watch?v=Gvo_vuZr5uM 

 

Die ebenfalls seit 2019 geltende Steuerbefreiung von 
Diensträdern, die verkehrsrechtlich keine Kfz sind und die 
zusätzlich zum Arbeitslohn gestellt werden, wird bis Ende 
2030 verlängert. Zudem erhalten Arbeitgeber die Mög-
lichkeit, den geldwerten Vorteil aus der unentgeltlichen o-
der verbilligten Übereignung von betrieblichen Fahrrädern 
an den Arbeitnehmer ab 2020 pauschal mit 25 % Lohn-
steuer zu besteuern. 

Hinweis: Sollten sich wider Erwarten Änderungen an den 
o. g. Punkten ergeben, werden wir Sie hierüber informie-
ren. Darüber hinaus enthält das Gesetz noch weitere 
steuerliche Änderungen, über die wir in der nächsten 
Ausgabe dieser Mandanten-Information berichten wer-
den. 

Umsatz des Klimaschutzprogramms 2030 

Zudem hat der Bundestag das „Gesetz zur Umsetzung 
des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht“ be-
schlossen. Kurz danach hat auch der Bundesrat dem 
Kompromiss aus dem Vermittlungsausschuss zuge-
stimmt. Das Gesetz ist somit wie geplant zum 
01.01.2020 in Kraft getreten, nachdem es am 30.12.2019 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde. 

Die wesentlichen Regelungen: 

Förderung energetischer Gebäudesanierung: Energeti-
sche Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem Wohn-
eigentum sollen für die Zeit vom 1.1.2020 bis zum 
31.12.2029 durch einen Abzug von 20 % der Aufwendun-
gen von der Steuerschuld gefördert werden. Diese wird 
verteilt auf 3 Jahre: je 7 % im ersten und zweiten Jahr 
und 6 % im dritten Jahr. Der Förderhöchstbetrag beträgt 
maximal 40.000 € je Objekt, sodass Sanierungsmaßnah-
men in Höhe von 200.000 € je begünstigtem Objekt för-
derungsfähig sind. 

Förderfähig sind Einzelmaßnahmen wie z. B. die Wärme-
dämmung von Wänden und Dächern, die Erneuerung der 
Fenster oder Außentüren sowie die Erneuerung bezie-
hungsweise der Einbau einer Lüftungsanlage und die Op-
timierung bestehender Heizungsanlagen.  

Anhebung der Pendlerpauschale und Mobilitätsprämie: 
Zur Entlastung der Pendler soll die Entfernungspauschale 
ab dem 21. Kilometer um 5 auf 35 Cent angehoben wer-
den. Alternativ dazu sollen geringverdienende Pendler, 
die innerhalb des Grundfreibetrags liegen, eine Mobilitäts-
prämie von 14 % dieser erhöhten Pauschale wählen kön-
nen. 

Diese Regelungen sind befristet für die Zeit vom 1.1.2021 
bis zum 31.12.2026. 

Absenkung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets im 
Fernverkehr: Der Umsatzsteuersatz für Fahrkarten im 
Fernverkehr soll ab 2020 von 19 % auf 7 % gesenkt wer-
den. Diese Regelung gilt unbefristet. 

 

https://www.youtube.com/watch?v=Gvo_vuZr5uM
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Erhöhter Hebesatz bei der Grundsteuer für Windparks: 
Gemeinden sollen bei der Grundsteuer einen besonderen 
Hebesatz auf Sondergebiete für Windenergieanlagen 
festlegen können. Dadurch werden sie als Ausgleich für 
damit verbundenen Aufwand an den Erträgen beteiligt. 
Auch diese Regelung soll dauerhaft gelten. 

Hinweis: Parallel dazu hat der Bundestag das „Gesetz zur 
Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes“ beschlossen. 
Damit soll die Luftverkehrsteuer ab dem 1.4.2020 für in-
nereuropäische Flüge um 5,53 € auf 13,03 € steigen. Für 
mittlere Distanzen bis 6.000 Kilometer ist eine Erhöhung 
um 9,58 € auf 33,01 € vorgesehen. Für Fernflüge sollen 
künftig 59,43 € fällig werden (17,25 € mehr als bisher). 
Auch diesem Gesetz muss der Bundesrat noch zustim-
men. 

Kaufprämie erhöht und verlängert 

Die Bundesregierung hat die Kaufprämie für Elektroautos 
(sog. Umweltbonus) erneut bis zum Jahr 2025 verlängert 
und den Förderbetrag erhöht. 

· Danach soll die Kaufprämie für rein elektrische Fahr-
zeuge von 4.000 € auf 6.000 € und für Plug-In-Hybride 
von 3.000 € auf 4.500 € bei einem maximalen Nettolis-
tenpreis von 40.000 € steigen. 

· Über einem Nettolistenpreis von 40.000 € bis maximal 
65.000 € wird die Kaufprämie für rein elektrische Fahr-
zeuge 5.000 € und für Plug-In-Hybride 3.750 € betragen. 

Die Prämie wird weiterhin jeweils zur Hälfte von der Bun-
desregierung und von der Industrie finanziert. 

Darüber hinaus sollen künftig auch junge gebrauchte 
Elektrofahrzeuge, die weder als Firmenwagen noch als 
Dienstwagen des Ersterwerbers eine staatliche Förde-
rung erhalten haben, bei der Zweitveräußerung eine Um-
weltprämie erhalten. 

Voraussetzung: Der ungeförderte Firmen- bzw. Dienst-
wagen muss zum Zeitpunkt des Weiterverkaufs mindes-
tens vier und maximal acht Monate erstmals zugelassen 
sein und eine maximale Laufleistung von 8.000 km auf-
weisen. 

Hinweise: Die geänderte Förderrichtlinie bedarf noch ei-
ner beihilferechtlichen Prüfung durch die EU-Kommission 
und soll am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Bundes-
anzeiger in Kraft und am 31.12.2025 außer Kraft treten. 

Für die Förderung sind ab dem Jahr 2020 Bundesmittel in 
Höhe von rund 2 Milliarden € vorgesehen. Die Förderung 

erfolgt bis zur vollständigen Auszahlung der Mittel, längs-
tens bis 2025. 

Anträge sind ausschließlich online beim Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zu stellen. Die 
Antragsbearbeitung erfolgt in der Reihenfolge des Ein-
gangs der Anträge beim BAFA. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
deimel YouTube Channel 
Zu vielen der beschriebenen Themen haben wir in der 
Vergangenheit schon Videos gedreht, schauen Sie doch 
auch gerne auf unseren YouTube-Channel:  

https://www.youtube.com/deimelsteuerberatung 

 

 

 

Alle Informationen und Angaben in diesem Rundschreiben haben wir nach 
bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Die 
Informationen in diesem Rundschreiben sind als alleinige Handlungs-
grundlage nicht geeignet und können eine konkrete Beratung im Einzelfall 
nicht ersetzen. Wir bitten Sie, sich für eine verbindliche Beratung bei Be-
darf direkt mit uns in Verbindung zu setzen. Durch das Abonnement die-
ses Rundschreibens entsteht kein Mandatsverhältnis. 

https://www.youtube.com/deimelsteuerberatung
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